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BREMISCHE BÜRGERSCHAFT  

Landtag 

21. Wahlperiode 

Drucksache 21/2005 
16.09.2026 

Kleine Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Suizide, Suizidversuche und Selbstverletzungen von Geflüchteten 
2019 bis 2025 

Menschen, die nach Flucht und Vertreibung in Bremen Schutz suchen, leben 
häufig unter Bedingungen, die psychische Belastungen verstärken oder neu 
hervorrufen: Gewalt-, Verlust- und Fluchterfahrungen, beengte 
Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften mit wenig Privatsphäre, 
eingeschränkte Selbstbestimmung im Alltag, das Leben in einer 
unbekannten Kultur ohne ausreichende Sprachkenntnisse, eine 
wirtschaftlich prekäre Situation, lange Verfahrensdauern und anhaltende 
Unsicherheit über den weiteren Aufenthalt. Soweit ersichtlich, wurden Daten 
darüber, in welchem Umfang es in Bremen und Bremerhaven zu Suiziden 
und Suizidversuchen von Geflüchteten gekommen ist, zuletzt im Jahr 2018 
abgefragt. 

Wir fragen den Senat: 

1. Welche Suizide, Suizidversuche und Selbstverletzungen von 
Geflüchteten sind dem Senat für die Jahre 2019 bis 2025 in 
Unterkünften für Geflüchtete im Land Bremen bekannt? Bitte folgende 
Angaben machen: 

a) Ort der Unterkunft, 

b) Art der Einrichtung, 

c) Datum, 

d) Alter, 

e) Geschlecht, 

f) Nationalität, 

g) vollendeter Suizid/Suizidversuch/Art der Selbstverletzung, 

h) gegebenenfalls zeitlicher Zusammenhang mit 
Abschiebeanordnungen oder Abschiebeversuchen. 
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2. Welche Suizide, Suizidversuche und Selbstverletzungen von 
Geflüchteten sind dem Senat für die Jahre 2019 bis 2025 in Polizei- 
oder Abschiebegewahrsam im Land Bremen bekannt? Bitte folgende 
Angaben machen: 

a) Ort des Gewahrsams, 

b) Art des Gewahrsams, 

c) Datum, 

d) Alter, 

e) Geschlecht, 

f) Nationalität, 

g) vollendeter Suizid/Suizidversuch/Art der Selbstverletzung, 

h) bei Polizeigewahrsam: gegebenenfalls zeitlicher Zusammenhang 
mit Abschiebeanordnungen oder Abschiebeversuchen. 

3. Welche nicht unter 1. aufgeführten Einsätze von Polizei oder 
Rettungsdienst in Unterkünften für Geflüchtete aufgrund von Suiziden, 
Suizidversuchen oder Selbstverletzungen gab es laut Einsatzleit- und 
Vorgangsbearbeitungssystemen von Polizei und Feuerwehr im gleichen 
Zeitraum und was kann über diese Einsätze mitgeteilt werden? 

Sahhanim Görgü-Philipp, Dr. Emanuel Herold und Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN 
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